
 Bereichsleiterin
 Bereich 4-1
 
 

 Mels
 29.05.2012

 Bereichsleiter
 Bereich 1-1
 
 
 Katernberg
 30.05.2012

 Stv.Bereichsleiter
 Bereich 9-5
 
 
 Düllmann
 29.05.2012

 Dezernent
 Dezernat 0

 Schmidt
 29.05.2012

 Dezernent
 Dezernat 2
 
  
 Motschull
 31.05.2012

 Dezernent
 Dezernat 3
 
 
 Frind
 31.05.2012

 Dezernent
 Dezernat 5
 
 
 Klunk
 31.05.2012

 Dezernent/Kämmerer
 Dezernat 4
 
 
 Tsalastras
 30.05.2012

 Oberbürgermeister
 
 
 
 Wehling
 30.05.2012

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [X]

Gleichstellungsstelle   [X]
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Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

12.06.2012 Jugendhilfeausschuss
12.06.2012 Sozialausschuss
12.06.2012 Bezirksvertretung Osterfeld
12.06.2012 Bezirksvertretung Sterkrade
13.06.2012 Kulturausschuss
13.06.2012 Bezirksvertretung Alt-Oberhausen
14.06.2012 Haupt- und Finanzausschuss
18.06.2012 Schulausschuss
18.06.2012 Beirat für Menschen mit Behinderungen
19.06.2012 Sportausschuss
19.06.2012 Integrationsrat
20.06.2012 Planungsausschuss
20.06.2012 Seniorenbeirat
21.06.2012 Umweltausschuss
25.06.2012 Rat der Stadt

V
V
A
A
V
A
V
V
A
V
A
V
A
V
B

Beratungsgegenstand

Haushaltssanierungsplan für die Haushaltsjahre 2012 ff.

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschließt den Haushaltssanierungsplan 2012 ff. auf der 
Grundlage der in der Maßnahmenliste (gem. Anlage 1) enthaltenen Einzel-
vorschläge.
Beschlüsse, die Maßnahmen betreffen, die nach den Bestimmungen des 
Landespersonalvertretungsgesetzes / Landesgleichstellungsgesetzes beteili-
gungspflichtig sind oder in ihren Konsequenzen werden könnten, stehen 
unter entsprechendem Vorbehalt.
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1 Bezug
2
3
4
5
6 Konsequenzen
7
8 a) Finanzielle
9

10     keine [ ]
11
12     ja [X]
13
14 b) Sonstige
15
16
17 Begründung
18
19
20 I. Ausgangslage
21
22 Der vorliegende Haushaltsentwurf (November 2011) spiegelt die Anmeldungen der Bereiche für 
23 den Haushalt 2012 wider und weist weder noch zu diskutierende Einsparmaßnahmen auf noch 
24 sind die im Dezember 2011 beschlossenen Steuererhöhungen berücksichtigt und die Zuschüsse 
25 aus dem Stärkungspaktgesetz nicht eingearbeitet. Er ist die Grundlage für die Aufstellung des 
26 Haushaltssanierungsplanes (HSP) 2012. Der Haushalt 2012 übernimmt die Änderungen aus dem 
27 HSP und den Veränderungsnachweisen.
28
29 Für den Ergebnisplan des eingebrachten Entwurfs ergibt sich folgendes Bild: Der Haushaltsentwurf 
30 weist ein geplantes Defizit von 146,9 Mio. EUR (2011: 162,4 Mio. EUR) aus. Das geringere 
31 Defizit erklärt sich durch die höheren Schlüsselzuweisungen und durch die leicht gesunkenen 
32 ordentlichen Aufwendungen. So wird ein Ergebnis aus der laufenden Verwaltungstätigkeit in Höhe 
33 von -92,1 Mio. EUR (2011: -113,5 Mio. EUR) anvisiert.
34
35 Besonders problematisch ist - wie in den Vorjahren - die steigende Belastung durch die Zinsen, 
36 wobei 54,4 Mio. EUR, also 37,03 % des Defizits, für Zinsen eingeplant sind. Hier zeigt sich eine 
37 Steigerung von 5,7 Mio. EUR aufgrund der langjährigen und ansteigenden Verschuldungssituation 
38 der Stadt. Musste Oberhausen 1993 nur 0,4 Mio. EUR an Liquiditätskrediten aufnehmen, um den 
39 Haushalt finanzieren zu können, so waren es zum 30.11.2011 unfassbare 1.510 Mio. EUR. Bei 
40 den langfristigen Krediten zur Finanzierung von Investitionstätigkeiten haben wir eine gegenläufige 
41 Entwicklung, die zu einem weiteren Schuldenabbau in diesem Bereich führt. Das Volumen wird 
42 aber vom jährlichen Haushaltsdefizit weit übertroffen, was zu einem stetigen Anstieg der Gesamt-
43 verschuldung der Stadt führt. Langfristige Verbindlichkeiten und Liquiditätskredite würden zusam-
44 men gegen Ende des Jahres 2012 ohne das Stärkungspaktgesetz die 2 Milliarden-Marke über-
45 schreiten und Oberhausen dadurch eine Pro-Kopf-Verschuldung in Höhe von 9.459 EUR errei-
46 chen.
47
48 Damit geht ein hohes Zinsrisiko einher. Der augenblicklich niedrige Zins insbesondere bei den 
49 kurzfristigen Krediten wirkt sich positiv aus. Sollte der Zins allgemein steigen, würde eine ein-
50 prozentige Steigerung des Zinssatzes eine Mehrbelastung des Haushalts 2012 in Höhe von 16,3 
51 Mio. EUR bedeuten. Allein diese Entwicklung macht deutlich, wie notwendig die jetzt vom Land 
52 eingeleiteten Konsolidierungshilfen sind.
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53 Die Personalkosten steigen laut Entwurf des Haushalts um 2,66 Mio. EUR auf 118,62 Mio. EUR, 
54 was unter Berücksichtigung der Tarifsteigerungen einen Anstieg um 2,3 % und damit keine unver-
55 hältnismäßig zusätzliche Belastung bedeutet. Der Aufwand im Bereich Jugend und Soziales wird 
56 mit 199 Mio. EUR nahezu konstant zu 2011 geplant. Die enorme Höhe zeigt aber auch an, wie 
57 sehr sich die soziale Situation auf den Haushalt niederschlägt. Insbesondere der dramatische 
58 Anstieg der Soziallasten in den letzten 20 Jahren kann als wichtigste Ursache für die finanziellen 
59 Schwierigkeiten der Kommunen im Strukturwandel angesehen werden. So haben sich die Kosten 
60 in den Bereichen Jugend und Soziales in den letzten 20 Jahren verdreifacht und wenn man die 
61 Kosten für das SGB II noch hinzurechnet sogar vervierfacht. Die Kosten für die Kindertages-
62 stätten sind sogar um das 10-fache angestiegen. Wie in jedem Jahr sollen auch die Zahlungen an 
63 den Fonds Deutsche Einheit, die mittlerweile seit 1991 zu einer Summe von 263 Mio. EUR mit 
64 Zins und Zinseszins angewachsen sind, nicht unerwähnt bleiben.
65
66

67
68
69
70
71 II. Wirkungen des Stärkungspaktgesetzes auf den Haushalt der Stadt Oberhausen
72
73 Mit Hilfe des Stärkungspaketes sollen überschuldete Städte in Nordrhein-Westfalen wieder hand-
74 lungsfähig werden. Das von der Landesregierung dazu eingebrachte Stärkungspaktgesetz wurde 
75 am 08.12.2011 vom Landtag Nordrhein-Westfalen beschlossen und am 16.12.2011 im Gesetz- 
76 und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. 2011 S. 662) veröffentlicht. Für überschul-
77 dete oder von Überschuldung bedrohte Kommunen stehen Konsolidierungshilfen in einem 
78 Gesamtumfang von 5,85 Milliarden Euro zur Verfügung. Der Sanierungsplan des Landes sieht 
79 davon für Oberhausen und andere vergleichbar akut von Überschuldung betroffene Städte eine 
80 Gesamtunterstützung bei der Haushaltskonsolidierung in Höhe von jährlich 350 Millionen Euro vor. 
81 Bis zum Jahr 2020 stehen damit insgesamt 3,5 Milliarden Euro zur Verfügung.
82
83 Die Stadt Oberhausen hat für das Jahr 2011 bereits eine Zuwendung über 66,6 Mio. EUR erhalten 
84 und rechnet bis 2020 mit den folgenden weiteren Zuwendungsbeträgen.

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13026&ver=8&val=13026&sg=0&menu=1&vd_back=N
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85 2011 bis 2015 jeweils ca. 66,6 Mio. EUR = 333,0 Mio. EUR
86 2016 bis 2020 von ca. 66,6 Mio. EUR abschmelzend = 199,8 Mio. EUR
87 532,8 Mio. EUR
88
89 Im Gegenzug müssen die betroffenen Städte und Gemeinden einen klaren Sanierungskurs 
90 einschlagen. Die Teilnahme am Stärkungspakt ist zwingend. Der Haushalt der Stadt Oberhausen 
91 muss mit dem Geld aus dem Stärkungspakt innerhalb von fünf Jahren ausgeglichen sein. Bis 
92 spätestens zum Jahr 2021 muss ein Haushaltsausgleich aus eigener Kraft - also ohne weitere 
93 Landeszuschüsse - erreicht werden. § 75 Absatz 2 der Gemeindeordnung des Landes NRW (GO 
94 NRW) führt hierzu aus, dass der Haushalt dann ausgeglichen ist, wenn der Gesamtbetrag der 
95 Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreicht oder übersteigt.
96
97 Durch die Zuschüsse des Stärkungspaktgesetzes wird die Neuverschuldung im Vergleich zum 
98 Haushaltsplanentwurf drastisch reduziert, was zu einer Herabsetzung der Zinslast führt. Der lange 
99 Zeitraum der Unterstützung (5 Jahre mit vollem Betrag und weitere 5 Jahre abschmelzend) ermög-

100 licht die Aufstellung eines Haushaltssanierungsplanes mit erheblichen Einspar- und Einnahme-
101 steigerungen, der den Haushaltsausgleich möglich macht.
102
103
104
105 III. Personalkonsolidierungskonzept
106
107
108 Rückblick
109
110 Die Stadtverwaltung Oberhausen hat in 26 Jahren Haushaltskonsolidierung deutlich Personal abge-
111 baut. Während im Jahr 1986 noch 4898 Mitarbeiter/innen beschäftigt waren, hat sich die Zahl auf 
112 2185 im Jahr 2011 reduziert. Grund hierfür sind nicht nur die Auslagerungen großer Aufgaben-
113 bereiche auf städtische Gesellschaften (und damit verbunden die Überleitung des Personals), son-
114 dern auch intensive Konsolidierungen in den letzten Jahren – sowohl bei der Kernverwaltung als 
115 auch bei den städtischen Gesellschaften.
116
117 Dennoch muss festgehalten werden, dass die tatsächliche Einsparung in den letzten 10 Jahren in 
118 der Kernverwaltung eher gering war, wie die Zahlen zeigen:
119
120 2001 2011
121
122 Anzahl der Mitarbeiter/innen 2.191 2.185
123 Umgerechnet in Vollzeitäquivalenz 1.933,5 1.873
124 Personalkosten 97,3 Mio. EUR 115,3 Mio. EUR
125 Personalkostenanteil 19,42 % 18,25 %
126 (am Verwaltungshaushalt)
127
128 Grund hierfür sind u. a. die „erzwungenen“ Stellenausweitungen und Neueinstellungen durch 
129 Aufgabenübertragung von Bund und Land auf die Kommunen, die nur unzureichend im Rahmen 
130 des Konnexitätsprinzips finanziert sind, wie beispielsweise Umwelt-, Versorgungsverwaltung, U3-
131 Betreuung, Bildungs- und Teilhabepaket. Darüber hinaus führen europäische Standards und 
132 gerichtliche Festsetzungen zu höherem Personaleinsatz und steigenden Personalkosten (Bsp. 
133 Feuerwehr). Diese Stellen- bzw. Personalausweitungen konterkarieren die Konsolidierungsbemü-
134 hungen.
135 Im gleichen Zeitraum wurden bei den städtischen Gesellschaften (OGM, WBO, ASO) 390 Stellen 
136 abgebaut, dies sind gut 20% der Beschäftigten, betroffen waren hierbei insbesondere die Sparten 
137 Reinigung, Grünflächen, haustechnischer Dienst.
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138 Aktuelle Situation und Rahmenbedingungen in der Kernverwaltung
139
140
141 a) Personalabbau
142
143 Im Rahmen der HSK 2008 ff. wurde beschlossen, 226 Stellen einzusparen; davon konnten bis  
144 Ende 2011 bereits 80 Stelleneinsparungen realisiert werden. Im gleichen Zeitraum musste aber 
145 der Personalbestand um 50 Stellen ausgeweitet werden (Erläuterung so.); diese „erzwungenen“ 
146 Neueinstellungen müssen bei der Ermittlung des Konsolidierungsziels unberücksichtigt bleiben.
147 Natürlich führen auch diese Personalaufstockungen, wie andere refinanzierte Neueinstellungen, zu 
148 einer Erhöhung des Personalaufwandes. 
149 Allein im Jahr 2011 standen dem Aufwand für Personal (115,3 Mio. EUR) Zuschüsse in Höhe von 
150 ca. 8,5 Mio. EUR (z. B. für Gemeinsame Einrichtung Jobcenter, Landesförderung Kindertagesein-
151 richtungen, Städtebauförderung) gegenüber. Hierbei sind nicht berücksichtigt Einnahmen/Erträge, 
152 die zu einer indirekten Personalkostenrefinanzierung führen (z.B. im Rahmen der Gebühren-
153 abrechnung).
154 Durch den Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen erfolgt die Personalreduzierung aus-
155 schließlich über den Weg der Fluktuation.
156
157
158 b) Vorgaben/Genehmigungsvorbehalte der Kommunalaufsicht 
159
160 Die nachfolgend genannten internen und externen Mechanismen stellen sicher, dass tatsächlich 
161 nur zwingend wieder zu besetzende Stellen nicht konsolidiert werden. 
162 Bei internen und externen Stellenbesetzungen sieht das Verfahren wie folgt aus:
163
164 1. Einleitung Stellenfreigabeverfahren durch Fachverwaltung
165 2. Organisatorische Prüfung durch den Bereich Personal und Organisation
166 3. Entscheidung des Oberbürgermeisters im Verwaltungsvorstand
167
168 Ausgenommen hiervon sind die Berufsgruppen Erzieher/innen und Schulsekretärinnen, für die die 
169 Bezirksregierung eine sogenannte „Generalfreigabe“ erteilt hat; über den Sachstand der 
170 Personalbewegungen in diesen Bereichen wird der Kommunalaufsicht vierteljährlich berichtet. 
171 Darüber hinaus besteht eine Generalfreigabe für den feuerwehrtechnischen Dienst.
172
173 Zusätzlich ist bei den externen Einstellungen, die von den o. g. Generalfreigaben nicht erfasst 
174 sind, die Genehmigung der Bezirksregierung erforderlich; dabei ist es unerheblich, ob es sich um 
175 eine unbefristete Einstellung oder den Abschluss eines Zeitvertrages handelt.
176
177 Im Rahmen dieses Verfahrens wurden der Bezirksregierung seit 2007 insgesamt 123 Anträge auf 
178 Genehmigung einer externen Stellenbesetzung zugeleitet; in 110 Fällen erfolgte die Zustimmung, 
179 lediglich 13 Anträge wurden abgelehnt; auch diese Zahlen dokumentieren die tatsächliche Wieder-
180 besetzungsnotwendigkeit der Stellen.
181
182 Darüber hinaus ist die Zustimmung der Bezirksregierung erforderlich bei
183
184  der Entfristung von Zeitverträgen 
185  Umsetzungen, die einen Höhergruppierungsanspruch auslösen 
186  der Einstellung und Übernahme von Nachwuchskräften
187  Beförderung von Beamten/innen
188
189
190
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191 Problemlage
192
193 Nicht alle Stellen, die im Rahmen der HSK 2008ff. abzubauen waren wurden konkret definiert, 
194 auch unterlagen einige Stellenreduzierungen einem Prüfungsvorbehalt oder anderen Voraus-
195 setzungen. Aus diesem Grund wurden und werden die Konsolidierungsmöglichkeiten im Rahmen 
196 des oben beschriebenen Verfahrens in einem lfd. Prozess identifiziert. Die Realisierung erfolgt 
197 dann durch Fluktuation oder bedarfsorientierte Umsetzung der Mitarbeiter/innen.
198 Da die Aufgabenkritik/Stellenreduzierung nicht in gleichem Maße und Umfang erfolgt ist wie die 
199 Fluktuation, sind derzeit ca. 100 (z.T. zur Wiederbesetzung freigegebene) Stellen nicht besetzt. 
200 Hierfür steht kein Personal zur Verfügung; damit gibt es bei der Stadt Oberhausen aktuell keinen 
201 Personal- sondern einen Stellenüberhang. Wären alle vorhandenen und als notwendig betrach-
202 teten Stellen besetzt, wäre der Aufwand für Personal um ca. 5 Mio. EUR höher.
203 Außerdem ist es erforderlich, weitere (andere) Stellen zu identifizieren, die eingespart werden 
204 können, um mit dem dadurch freiwerdenden Personal notwendige vakante Stellen wieder 
205 besetzen zu können. Gleichzeitig muss beachtet werden, dass die Zufälligkeit der Fluktuation nicht 
206 dazu führt, dass die Personalausstattung in einzelnen Aufgabenfeldern wegbricht, während sie in 
207 anderen, genauso zufällig, bestehen bleibt; hier gilt es verstärkt gegenzusteuern, z.B. durch 
208 bedarfsorientierte Umsetzungen, Aussprechen von Bleibeverpflichtungen. 
209
210
211 Zielsetzung Haushaltssanierungsplan (HSP) 2012
212
213 Ziel im Rahmen des HSP 2012 ist die deutliche Reduzierung der Personalkosten ohne die 
214 Aussprache betriebsbedingter Kündigungen. Dabei gilt es eine Balance herzustellen zwischen 
215 dauerhafter Sicherstellung der notwendigen Aufgabenerfüllung, fachlicher Qualität, sozialer 
216 Verantwortung, Motivation der Beschäftigten und den verstärkten Einsparerfordernissen.
217 Unabdingbare Voraussetzung ist jedoch ein weiterer konsequenter Stellenabbau; dieser soll 
218 erreicht werden durch:
219
220 - Aufgabenverzicht
221 - Aufgabenreduzierung
222 - Standardabsenkung
223 - Identifizierung und Abbau von Parallelstrukturen, -aufgaben
224 - Zentralisierung
225 - Anpassung von Leitungsspannen
226 - Zusammenlegung von Organisationseinheiten
227 - Optimierung von Dezernats- und Bereichsstrukturen
228 - Interkommunale Zusammenarbeit
229
230
231 Weitere Vorgehensweise
232
233 Der Ratsbeschluss zur zukünftigen Ausrichtung der Verwaltung wirkt sich maßgeblich auf den 
234 künftigen quantitativen und qualitativen Personalbedarf aus. 
235
236 Der Prozess erfordert eine Betrachtung von Stellen, Personal und Personalkosten. 
237
238 a) Im Rahmen des HSP wurden 60 konkrete Maßnahmen identifiziert, die zu einem Stellenabbau 
239 von knapp 100 Stellen führen; da dies nicht gleichzeitig unbedingt auch einen Personal-
240 kostenabbau bedeutet, wurden die Maßnahmen im Einzelnen daraufhin überprüft.
241 Diesen Prozess gilt es fortzusetzen, um durch weitere aufgabenkritische und organisatorische 
242 Betrachtung lfd. zusätzliche Konsolidierungsmöglichkeiten zu diagnostizieren.
243
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244 b) Um aber die realen Möglichkeiten des Personal(kosten)abbaus zu ermitteln, wurde im 
245 Rahmen des demografischen Wandels die tatsächliche und prognostizierte Fluktuation für den 
246 Zeitraum 2012 bis 2021 ermittelt. In diesem Zeitraum werden vermutlich 639 Stellen durch 
247 Fluktuation frei werden; 323,5 Stellen im Bereich der allgemeinen Verwaltung und 315,5 Stel-
248 len in Spezialberufsgruppen (bei Arbeitsverhältnissen mit einer Wochenarbeitszeit bis 
249 30 Stunden würde 0,5 Stelle und bei 31 und mehr Stunden würde 1,0 Stelle bei der Berech-
250 nung zugrunde gelegt).
251 Da die Aufgabenerfüllung der Stadt Oberhausen auch in Zukunft sichergestellt sein muss, wird 
252 nicht jede freiwerdende Stelle entfallen können; auch sind die Aufgabenbereiche, die für einen 
253 Personalabbau in Betracht kommen, eingeschränkt; Fluktuation findet nicht unbedingt in den 
254 Berufsfeldern statt, in denen Stellen/Personal eingespart werden können.
255
256 Durch konsequente Aufgabenkritik können mittel- bis langfristig
257
258 50% der Stellen im Bereich der allgemeinen Verwaltung
259 10% der Stellen in den Spezialberufsgruppen 
260
261 nicht wiederbesetzt werden. Es ergibt sich folgendes Bild 
262
263 allgemeine Verwaltung (50%) 163 Stellen
264 Spezialberufsgruppen (10%) 32,5 Stellen
265 insgesamt 195,5 Stellen
266
267 Daraus ergibt sich eine bis zum Jahr 2021 steigende Personalkosteneinsparung in Höhe von letzt-
268 lich ca. 9,8 Mio. EUR jährlich; betrachtet man den gesamten Zeitraum 2012 bis 2021, so beträgt 
269 die Summe insgesamt ca. 50 Mio. EUR.
270 Nicht berücksichtigt werden hierbei die zukünftig durch Bundes- oder Landesgesetzgebung, 
271 Rechtsprechung oder Bezuschussung erforderlichen Stelleneinrichtungen und Personalmehr-
272 aufwendungen.
273
274 Die unter a) identifizierten Stelleneinsparungen konkretisieren den Personalabbau durch Fluktua-
275 tion, dieser Weg muss weiterverfolgt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, muss darüber hinaus 
276 die Steuerung des internen –möglichst auch konzerninternen- Arbeitsmarktes optimiert werden 
277 (z. B. Abbau evtl. Überhänge, Umgang mit Umsetzungen, schwankende Arbeitsauslastung). Der 
278 Zufluss in Form von externen Einstellungen, Übernahmen etc. wird auch weiterhin konsequent 
279 reguliert, es müssen ggf. Überlegungen angestellt werden, die Fluktuation zu verstärken, wobei 
280 hierbei auch die demografische Entwicklung der Belegschaft zu berücksichtigen ist.
281
282
283 Personalressourcenpool
284
285 Im Fall konsequenter Haushaltskonsolidierung werden Stellen benannt, die zur Einsparung vor-
286 gesehen sind – hieraus resultieren (bei besetzten Stellen) mittelfristig Personalüberhänge, die es 
287 abzubauen gilt, um echte Personalkostenreduzierungen herbeizuführen. Hierzu wird ein Personal-
288 ressourcenpool gegründet, in dem u. a. alle Mitarbeiter/innen geführt werden, deren Stellen zur 
289 Einsparung vorgesehen sind. Gleichzeitig wird es weiterhin Stellen geben, deren Wiederbesetzung 
290 zur Aufgabenerfüllung notwendig ist und die vom Verwaltungsvorstand auch zur Wiederbesetzung 
291 freigegeben werden. Zukünftig erfolgt die Abdeckung solcher Vakanzen in erster Linie durch Mit-
292 arbeiter/innen aus dem Personalressourcenpool, die die Anforderungsvoraussetzungen grund-
293 sätzlich erfüllen, unter Umständen ergänzt durch Fortbildungs-/Qualifizierungsmaßnahmen; der 
294 Vorteil ist eine schnellere Besetzung von freien Stellen und früheres Freiziehen einzusparender 
295 Stellen; ein solcher Personalressourcenpool wird die natürliche Fluktuation maßgeblich unter-
296 stützen und wesentlich zum Konsolidierungserfolg beitragen.
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297 Darüber hinaus wird geprüft, ob ein Einsatz städtischer Beschäftigter bei städtischen Gesellschaf-
298 ten (und umgekehrt) möglich ist. Die Einrichtung eines konzernweiten Personalpools wird ange-
299 strebt.
300
301
302 Sonstiges
303
304 Ausbildung/Übernahme
305 Trotz der Notwendigkeit Stellen, Personal und Personalaufwand zu reduzieren, muss es möglich 
306 sein, in begrenztem Umfang und unter eingeschränkten Voraussetzungen Nachwuchskräfte aus-
307 zubilden und zu übernehmen, um einer Überalterung der Verwaltung vorzubeugen. Das Durch-
308 schnittsalter bei den städtischen Beschäftigten liegt derzeit bei ca. 47 Jahren, in Spezialberufs-
309 gruppen zum Teil bei 50 Jahren.
310
311 Beförderungen
312 Es wird davon ausgegangen, dass nach Genehmigung des HSP durch die Bezirksregierung im 
313 Rahmen der eingeschränkten Möglichkeiten wieder Beförderungen ausgesprochen werden 
314 können; dies ist ein wichtiges Instrument der Mitarbeitermotivation, insbesondere in Zeiten von 
315 Stellenabbau bei gleichbleibender oder ausgeweiteter Aufgabenstellung.
316
317 Beteiligungsrechte
318 Die Rechte der Beteiligungsgremien bleiben von den oben beschriebenen Maßnahmen unberührt.
319
320 Fluktuationsfördernde Maßnahmen
321 Weiterentwicklung von personalwirtschaftlichen Maßnahmen wie Beurlaubung, Altersteilzeit, 
322 Sabbatjahr, Abfindungen, die –wenn auch nur in Einzelfällen- dazu führen, dass der Personal-
323 bestand durch zusätzliche Fluktuationsoptionen weiter und deutlicher reduziert wird als dies bis-
324 lang unter Ausnutzung der natürlichen Fluktuation der Fall ist.
325
326 Fort-, Weiterbildung, Qualifizierung
327 Durch den Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen muss sich der Einsatz der Mitarbeiter/innen 
328 flexibel am jeweiligen Bedarf der Verwaltung orientieren; hierzu ist es notwendig, die Beschäftigten 
329 ihren zukünftigen Aufgabenstellungen entsprechend zu qualifizieren. 
330
331 Gesundheitsförderung
332 In Zeiten von Leistungsverdichtung gilt es, der Arbeitszufriedenheit und Gesunderhal-
333 tung/Gesundheitsförderung der Mitarbeiter/innen besondere Aufmerksamkeit zu widmen; eine 
334 hohe Krankenquote, sei es durch häufige Kurzerkrankungen oder Langzeiterkrankungen ist weder 
335 im Interesse der Beschäftigten noch im Interesse des Arbeitgebers.
336
337 Leistungsgeminderte
338 Auch zukünftig wird es Mitarbeiter/innen geben, die (z.B. aufgrund ihres Krankheitsbildes) nicht 
339 mehr überall oder uneingeschränkt eingesetzt werden können; das heißt, Mitarbeiter/innen werden 
340 auch weiterhin dem Sonderstellenplan zugeordnet bzw. außerplanmäßig eingesetzt werden 
341 müssen.
342
343 Leistungsorientierung
344 Es gilt vorhandene Instrumente weiterzuentwickeln, um Anreize zur Leistungssteigerung zu 
345 schaffen und damit die Aufgabenerfüllung der Verwaltung zu optimieren.
346
347
348
349
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350 Personalentwicklung
351 Weiterentwicklung von Personalentwicklungsmaßnahmen, um die Leistungsanforderungen und 
352 -ziele der Verwaltung mit den Fähigkeiten, Potenzialen und Interessen der Mitarbeiter/innen in 
353 Einklang zu bringen. Beispielhaft seien hier genannt die Durchführung von Führungs-
354 kräfte(nachwuchs)schulungen, Einführung von Qualifizierungsgesprächen und Maßnahmen zur 
355 Steigerung der interkulturellen Kompetenz.
356
357 Teilzeitarbeit
358 Auch im Rahmen der Haushaltskonsolidierung sollen vielfältige Möglichkeiten der Arbeitszeit-
359 gestaltung im Interesse der Verwaltung und der Beschäftigten möglich sein; insbesondere 
360 Wünsche nach Arbeitszeiterhöhungen bedürfen aber einer kritischen Würdigung und einer 
361 Kompensation. Unterhälftige Beschäftigung führt bisher oftmals zu außerplanmäßigen Einsätzen, 
362 dies gilt es zu reduzieren.
363
364 Weitere Handlungsspielräume
365 Der oben beschriebene Prozess wird flankiert durch weitere Maßnahmen zum Abbau der Perso-
366 nalkosten: z.B. kritische Überprüfung verschiedener Themenfelder wie Zulagengewährung, Ruf-
367 bereitschaft
368
369
370 IV. Sachkostenkonsolidierungskonzept
371
372 Die Reduzierung der Sachkosten ist ein weiterer entscheidender Schritt zur Sanierung des Haus-
373 halts. Insbesondere durch die Verlagerung vieler Leistungen in städtische Unternehmen oder die 
374 Beauftragung Dritter sind in der Vergangenheit Personal- in Sachkosten umgewandelt worden. Die 
375 Erfahrung der Vergangenheit zeigt, dass Kosten für die Stadt reduziert werden konnten, aber es 
376 dringend erforderlich ist in regelmäßigen Abständen die Leistung selbst aber auch Art und Umfang 
377 der Leistungserbringung überprüft werden müssen. 
378
379 Für den Haushaltssanierungsplan sind zwei externe Gutachten in enger Zusammenarbeit mit der 
380 Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) in Auftrag gegeben worden. Darüber hinaus wurden alle 
381 Produktgruppen auf die Notwendigkeit vorhandener Sachkosten überprüft. 
382
383 Organisationsuntersuchung OGM GmbH
384 Zur Unterstützung für den Haushaltssanierungsplan hat die GPA die Firma Ernst & Young mit 
385 einer Organisationsuntersuchung zur Leistungserbringung der städtischen Gesellschaft Oberhau-
386 sener Gebäudemanagement GmbH (OGM) beauftragt. Die OGM erbringt Leistungen in einem 
387 Volumen von ca. 100 Mio. EUR. In diesem umfangreiche Gutachten wurden alle Leistungsver-
388 zeichnisse geprüft und ein Konsolidierungsvolumen in Höhe von  9,0 – 14,0 Mio. EUR ermittelt. 
389 (siehe Maßnahme Nr. 135 und Anlage 10).
390
391 Organisationsuntersuchung Jugend und Soziales
392 Der Bereich 3-2 Jugend und Soziales benötigt für die Erbringung seiner Leistungen einen 
393 Zuschuss von nahezu 100 Mio. EUR. Auch wenn der überwiegende Teil dieser Leistungen pflichtig 
394 ist, musste untersucht werden, in welchem Umfang die erbrachten Leistungen notwendig sind und 
395 ob ein Einsparpotential vorhanden ist. Die Firma con_sens wurde beauftragt mit einer Machbar-
396 keitsstudie, das Einsparpotential zu ermitteln und in der zweiten Jahreshälfte eine intensive 
397 Organisationsuntersuchung durchzuführen, die die Leistungserbringung verbessern und Spar-
398 potentiale heben soll. In der Machbarkeitsstudie wurde konservativ gerechnet ein Einsparpotential 
399 bei den Sachkosten in Höhe von ca. 2,7 Mio. EUR ermittelt (siehe Maßnahme Nr. 87 und 
400 Anlage 11), das über die bereits vorgelegten Vorschläge hinausgeht. Sollten in der nachfolgenden 
401 Organisationsuntersuchung weitere Potentiale ermittelt werden, werden diese in die HSPs der 
402 nächsten Jahre aufgenommen.
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403 Überprüfung aller Zuschüsse im Haushalt
404 Neben den Sachkosten im Bereich Jugend und Soziales wurden alle Zuschüsse im Haushalt 
405 überprüft und Einsparvorschläge aus allen Produktbereichen aufgenommen.
406
407 Reduzierung der Gebäudeunterhaltung
408 Der städtische Zuschuss zur Gebäudeunterhaltung wurde von max. 22,5 Mio. EUR auf max. 
409 17,5 Mio. EUR reduziert. Da im laufenden Haushaltsjahr und in der mittelfristigen Finanzplanung 
410 der Ansatz bereits auf 19,2 Mio. EUR reduziert worden war entsteht eine Einsparung in Höhe von 
411 1,7 Mio. EUR bis 2015 und ab dort eine Einsparung in voller Höhe von 5,0 Mio. EUR. Diese Ein-
412 sparung kann ohne Substanzverlust der städtischen Immobilien nur gelingen, wenn der demo-
413 graphische Wandel, eine effektive Raumplanung und eine Zentralisierung von Aufgaben zu einer 
414 Aufgabe städtischer Immobilien führt.
415
416 Reduzierung von Miet- und Betriebskosten
417 Durch eine effektive Raumplanung sollen Standorte von Verwaltungseinheiten und Angeboten 
418 reduziert werden und dadurch Miet- und Betriebskosten eingespart werden. Auch Investitionen in 
419 energetische Maßnahmen sollen mittelfristig Betriebskosten reduzieren. 
420
421 Aufgabenkritik
422 Es werden kontinuierlich alle Aufgaben und Leistungen überprüft auf die Fragen, ob sie und in 
423 welchem Umfang sie erbracht werden sollen. Dabei werden Benchmarks und Kennzahlen 
424 vergleichbarer Städte zu Rate gezogen. Auch soll regelmäßig überprüft werden, ob die demo-
425 graphische Entwicklung zu einer Reduzierung des Angebots genutzt werden kann und dadurch 
426 Sachkosten eingespart werden können. Neue freiwillige Aufgaben sollen nur übernommen werden, 
427 wenn sie in vollem Umfang durch Dritte finanziert werden oder mittelfristig zu Einsparungen führen 
428 und damit einen Beitrag zur Wirtschaftlichkeit leisten. 
429
430
431
432 V. Beteiligungskonsolidierungskonzept
433
434 Die Beteiligungen der Stadt lassen sich im Hinblick auf die Haushaltssanierung grundsätzlich in 
435 drei relevante Kategorien einteilen:
436
437  Beteiligungen, die unmittelbar oder mittelbar einen Ertrag für den Haushalt erbringen,
438  Beteiligungen, die (bislang) für den städtischen Haushalt neutral sind sowie
439  Beteiligungen, die städtische Zuschüsse erhalten.
440
441 Außerhalb dieser Kategorisierung ist zudem die OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH 
442 (OGM) als Immobiliendienstleisterin der Stadt zu betrachten, zu der vielfältige Leistungsbeziehun-
443 gen bestehen. Die OGM wurde in Abstimmung zwischen der Stadt und der Gemeindeprüfungs-
444 anstalt NRW (GPA NRW) einer gesonderten Untersuchung im Hinblick auf Konsolidierungspoten-
445 ziale unterzogen. Diese Untersuchung hat die Ernst & Young Real Estate GmbH im Auftrag der 
446 GPA NRW durchgeführt; ihre Ergebnisse sind in einem gemeinsamen Bericht der GPA NRW und 
447 der Ernst & Young Real Estate GmbH vom 21.05.2012 dargelegt.
448
449 Vor dem Hintergrund der vorstehend angesprochenen Kategorisierung werden im Beteiligungs-
450 konsolidierungskonzept im Wesentlichen die folgenden Maßnahmearten verfolgt:
451
452
453
454
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455 Ertragsteigerungen
456
457 Soweit Beteiligungen bereits in der Vergangenheit Gewinne ausgeschüttet haben, besteht das 
458 Konsolidierungsziel darin, diese Ausschüttungen zu erhöhen, um den städtischen Haushalt zu 
459 entlasten. Dies gilt zum Beispiel für die Energieversorgung Oberhausen AG, die WBO Wirtschafts-
460 betriebe Oberhausen GmbH sowie für die Gemeinschafts- Müll- Verbrennungsanlage Niederrhein 
461 GmbH. Die Beteiligungen an diesen Gesellschaften werden unmittelbar von der Stadtwerke 
462 Oberhausen AG (STOAG) gehalten. Erhöhte Ausschüttungen an die STOAG reduzieren den 
463 städtischen Finanzierungsbetrag zum ÖPNV entsprechend.
464
465 Soweit Beteiligungen in der Vergangenheit keine Gewinne ausgeschüttet haben, soll künftig -im 
466 Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten- eine Gewinnausschüttung erfolgen. Beispiele hierfür sind 
467 die Stadtsparkasse Oberhausen und die VZS Verwaltungszentrum Sterkrade GmbH.
468
469
470 Zuschussreduzierungen
471
472 Sofern und soweit Beteiligungen städtische Zuschüsse erhalten, sollen diese durch unterschied-
473 liche, jeweils auf die Verhältnisse der betreffenden Beteiligung abgestellte Maßnahmen reduziert 
474 werden. Beispiel hierfür ist das Theater Oberhausen (eigenbetriebsähnliche Einrichtung).
475
476
477 Aufgabenreduzierungen bzw. die Trennung von Aufgaben
478
479 In dieser Kategorie finden sich Beteiligungen, hinsichtlich derer die in den jeweiligen Beteiligungen 
480 erfüllten öffentlichen Aufgaben einer Aufgabenkritik unterzogen werden und auf Grund dessen eine 
481 teilweise oder vollständige Einstellung der Aufgabenerfüllung bzw. die Übertragung der jeweiligen 
482 Aufgabe auf einen Dritten angestrebt wird. Beispiele hierfür sind die BFO Beschäftigungsförderung 
483 Oberhausen gGmbH und die Revierpark Vonderort GmbH.
484
485 Hinzu treten diejenigen Maßnahmen, welche die OGM Oberhausener Gebäudemanagement 
486 GmbH (OGM) auf der Grundlage der vorstehend genannten Untersuchung der Ernst & Young Real 
487 Estate GmbH betreffen.
488
489 Die Struktur der Beteiligungen der Stadt Oberhausen sollte ursprünglich im Einvernehmen mit der 
490 GPA NRW ebenfalls im Zeitraum März/April/Mai 2012 einer externen Untersuchung unterzogen 
491 werden. Aus Zeit- und Kapazitätsgründen wurde mit der GPA NRW vereinbart, diese Unter-
492 suchung im zweiten Halbjahr 2012 durchzuführen.
493
494 Im Beteiligungskonsolidierungskonzept wird differenziert zwischen solchen Beteiligungen, bei 
495 denen konkrete Sanierungsmaßnahmen ermittelt werden konnten und in den Haushaltssanie-
496 rungsplan aufgenommen wurden (relevante Beteiligungen) und solchen, bei denen dies nicht der 
497 Fall ist (nicht relevante Beteiligungen). Nachfolgend sind sämtliche Beteiligungen in zwei Gruppen 
498 -getrennt nach ihrer Relevanz im Rahmen des Haushaltssanierungsplans- aufgeführt.
499
500
501 Im Rahmen des Haushaltssanierungsplans relevante Beteiligungen:
502 1. Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen (eigenbetriebsähnliche Einrichtung)
503 2. ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen gGmbH
504 3. BFO Beschäftigungsförderung Oberhausen gGmbH
505 4. Entwicklungsgesellschaft Neu-Oberhausen mbH - ENO
506 5. evo Energieversorgung Oberhausen AG
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507 6. GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH
508 7. OGM Oberhausener Gebäudemanagement GmbH
509 8. Revierpark Vonderort GmbH
510 9. Stadtsparkasse Oberhausen
511 10. STOAG Stadtwerke Oberhausen AG
512 11. Theater Oberhausen (eigenbetriebsähnliche Einrichtung)
513 12. TMO Tourismus und Marketing Oberhausen GmbH
514 13. TZU Technologiezentrum Umweltschutz Management GmbH
515 14. VZS Verwaltungszentrum Sterkrade GmbH
516 15. WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH
517 16. WFO Wirtschaftsförderung Oberhausen GmbH
518
519
520 Im Rahmen des Haushaltssanierungsplans nicht relevante Beteiligungen
521 1. ARGE SODA (Soziale Dienstleistungen am Arbeitsmarkt)
522 2. ASO Service GmbH
523 3. Bau- und Wohnungsgenossenschaft "Werkbundsiedlung Am Ruhrufer" e. G.
524 4. Betriebsgesellschaft Radio Mülheim/Oberhausen mbH & CO. KG
525 5. Betriebsverwaltungsgesellschaft Radio Mülheim/Oberhausen mbH
526 6. Biostrom Oberhausen GmbH & Co. KG
527 7. Biostrom Oberhausen Management GmbH
528 8. Chemisches und Veterinäruntersuchungsamt Rhein-Ruhr-Wupper (CVUA-RRW)
529 9. evo Energie-Netz GmbH
530 10. FSO GmbH & Co. KG
531 11. FSO Verwaltungs- GmbH
532 12. Gasometer Oberhausen GmbH 
533 13. IKF Internationale Kurzfilmtage Oberhausen gGmbH
534 14. KSBG Kommunale Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. KG
535 15. KSBG Kommunale Verwaltungsgesellschaft mbH 
536 16. LAH Luise-Albertz-Halle Tagungs- und Veranstaltungszentrum Oberhausen GmbH
537 17. OVP O.Vision Projektgesellschaft mbH
538 18. PBO Projektentwicklungs- und Beteiligungsgesellschaft Oberhausen mbH
539 19. Public Konsortium d-NRW GbR
540 20. Quantum GmbH
541 21. RWE Aktiengesellschaft
542 22. RW Holding Aktiengesellschaft
543 23. RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH
544 24. strasserauf GmbH
545 25. VKA Verband der kommunalen RWE-Aktionäre GmbH
546
547
548 In der Anlage 8 wird bezüglich der relevanten Beteiligungen der jeweilige Zuschuss bzw. die jewei-
549 lige -auch mittelbare- Abführung an den Haushalt dargestellt. Ferner erfolgt eine Kurzdarstellung 
550 des jeweiligen Sanierungsbeitrags; die Einzelheiten der die Beteiligungen betreffenden Sanie-
551 rungsmaßnahmen sind den entsprechenden Maßnahmeblättern -ggf. mit Anlagen- zu entnehmen.
552
553 Bezüglich der detaillierten Darstellung aller genannten Beteiligungen wird auf die Inhalte des 
554 Beteiligungsberichts 2010 der Stadt Oberhausen verwiesen.
555
556
557
558
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559 VI. HSP-Maßnahmenliste
560
561 Die als Anlage 1 beigefügte HSP-Maßnahmenliste beinhaltet insgesamt 209 Vorschläge, die mit 
562 Wertung durch den Rat mit einer klaren Entscheidungsgrundlage versehen wird.
563
564 So kann beispielsweise eine Vielzahl von Vorschlägen nach Ratsentscheid unmittelbar bzw. mit 
565 ergänzenden politischen Entschlüssen ohne weitere organisatorische Prüfung und evtl. Beteiligun-
566 gen von Personalrat/Gleichstellungsstelle umgesetzt werden. Andere Maßnahmen wiederum 
567 bedürfen im Nachgang der Ratsentscheidung einer tiefer gehenden organisatorischen, rechtlichen 
568 und finanzwirtschaftlichen Prüfung, die sowohl im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach dem 
569 LGG und LPVG abzuhandeln sind als auch in Einzelfällen weitergehender politischer Beschlüsse 
570 bedürfen.
571
572 Über das Ergebnis der Prüfung ist der Rat zu informieren. Die Maßnahmen, bei denen sich nach 
573 Prüfung substanzielle Änderungen ergeben, sind dem Rat erneut zur Beschlussfassung vorzu-
574 legen.
575
576 Das entsprechende Schreiben des Innenministeriums NRW aus Februar 2012 sowie der Erlass 
577 des Innenministeriums NRW vom 06.03.2009 „Maßnahmen und Verfahren zur Haushaltssiche-
578 rung“ sind als Anlagen 2.1 und 2.2 beigefügt.
579
580
581
582 VII. Übersicht über die freiwilligen Leistungen
583
584 Die Übersicht über die freiwilligen Leistungen der Stadt ist als Anlage 3 beigefügt. Die Liste wird 
585 jährlich der Bezirksregierung Düsseldorf im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Haushalt 
586 vorgelegt. Sie beruht auf einer Zusammenstellung aus dem ehemals kameralen Haushalt und wird 
587 im Rahmen des NKF jeweils weitergeführt.
588
589 Die in der Anlage 3 unter den laufenden Nummern 12, 18-21, 24, 25, 32 und 46 geführten Maß-
590 nahmen sind Bestandteil des vorliegenden Haushaltssanierungsplanes.
591
592
593
594 VIII. Ergebnisplanentwicklung
595
596 Die Stadt Oberhausen hat auf der Grundlage des neuen § 76 GO NRW  
597 - Haushaltssicherungskonzept -  die in der Anlage 4 beschriebenen und in Grafiken dargestellten 
598 Finanzplanungsreihen erstellt. Der Aufbau der Ergebnisplanung orientiert sich streng an den Vor-
599 gaben der Gemeindeordnung, berücksichtigt die Orientierungsdaten und schreibt die Ergebnisse 
600 ab dem Jahr 2016 gemäß § 76 GO NRW in Anlehnung an die Berechnung des geometrischen 
601 Mittels fort. Als Fazit bleibt festzuhalten:
602
603 Ohne ergänzende Hilfen des Bundes und des Landes sowie eigener wesentlicher Konsolidie-
604 rungsanstrengungen ist ein Haushaltsausgleich erst im Jahre 2035 möglich.
605
606 Um entsprechend den Vorgaben des Gesetzes zur Unterstützung kommunaler Haushaltskonsoli-
607 dierung im Rahmen des Stärkungspakts Stadtfinanzen (Stärkungspaktgesetz) einen eigenstän-
608 digen Haushaltsausgleich im Jahre 2021 zu erreichen, besteht ein Konsolidierungsbedarf in Höhe 
609 von rd. 1.263,3 Mio. EUR.
610
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611 Unter Berücksichtigung der in den Grafiken dargestellten Maßnahmen Steuererhöhungen und 
612 Einsatz von Stärkungspaktmitteln verbleibt ein Mindestkonsolidierungsbetrag von 275,1 Mio. EUR. 
613 Die Sicherstellung dieses Konsolidierungsbetrages wird durch die in der Maßnahmenliste des 
614 Haushaltssanierungsplanes aufgeführten Maßnahmen garantiert.
615
616 Die auf der Grundlage des Haushaltsplanentwurfs 2012 entwickelte Finanzplanungsreihe (siehe 
617 Anlage 4, Seite 1) wird durch das Maßnahmenpaket der Jahre 2012 bis 2021, bestehend aus
618
619 - Stärkungspaktmitteln in Höhe von 532,0 Mio. EUR
620 zzgl. Zinseffekte in Höhe von 115,9 Mio. EUR
621 647,9 Mio. EUR
622
623 - zzgl. Mehrerträgen aus Steuererhöhungen
624 Grundsteuer B, der Gewerbesteuer und
625 der Vergnügungssteuer in Höhe von 218,2 Mio. EUR
626 zzgl. Zinseffekte in Höhe von 34,5 Mio. EUR
627 252,7 Mio. EUR
628
629 - zzgl. sonstiger Maßnahmen des Haus-
630 haltssanierungsplans in Höhe von 403,1 Mio. EUR
631 zzgl. Zinseffekte in Höhe von 63,2 Mio. EUR
632    466,3 Mio. EUR
633
634 um insgesamt 1.366,9 Mio. EUR
635
636 verbessert.
637
638 Mit den beschriebenen Maßnahmen gelingt bereits in 2015 ein ausgeglichener Haushalt und ab 
639 2021 ein ausgeglichener Haushalt ohne Zuschüsse aus dem Stärkungspaktgesetz. Die im Stär-
640 kungspaktgesetz genannten Vorgaben werden dadurch erreicht und führen zu der in der Anlage 6 
641 dargestellten Liquiditäts- und Verschuldungsentwicklung. Dies ist jedoch nur durch eine im Ver-
642 gleich mit vielen anderen Städten höhere steuerliche Belastung und stärker reduzierte Leistungen 
643 möglich. Es ist dringend erforderlich, dass die Bundesregierung eine Entlastung bei den hohen 
644 Soziallasten der Stadt vornimmt. Sollte dies geschehen, soll in entsprechender Größenordnung auf 
645 einen Teil der Belastungen der Oberhausener Bürgerinnen und Bürger verzichtet werden
646
647 Die dargestellten Ergebnisplanentwicklungsreihen sind sowohl vom Bereich 0-2/Rechnungs-
648 prüfung als auch von der Gemeindeprüfungsanstalt begleitend geprüft worden. Beide Prüfungs-
649 organe haben die methodische Richtigkeit bestätigt. Die GPA hat zusätzlich eine Risikoabschät-
650 zung (s. Anlage 5) erstellt, die davon ausgeht, dass Abweichungen möglich sind, wenn entgegen 
651 der Annahmen im Gesetz selbst, sich verändernde wirtschaftliche Bedingungen oder Tarif-
652 abschlüsse ergeben, durch die die angenommenen Erträge sinken oder die Aufwendungen 
653 steigen.
654
655
656
657 IX. Liquiditäts-/Verschuldungsentwicklung
658
659 Aus der als Anlage 6 beigefügten Präsentationsgrafik zur Liquiditäts- und Verschuldungsentwick-
660 lung wird deutlich, dass die in der Maßnahmenliste genannten zusammengefassten Einzel-
661 maßnahmen dazu führen, dass sowohl die Vorgaben des Stärkungspaktgesetzes (Haushalts-
662 ausgleich im Jahr 2016 unter Zuhilfenahme der Stärkungspaktmittel und 2021 Haushaltsausgleich 
663 aus eigener Kraft) als auch die Vorgaben des § 76 GO NRW eingehalten sind.
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664 Bereits im Jahre 2015 beginnt die Entschuldung, das negative Eigenkapital wird zurückgeführt und 
665 im Jahre 2029 hat die Stadt Oberhausen kein negatives Eigenkapital mehr. In diesem Jahr hat die 
666 Stadt noch einen Kassenkreditbestand von 0,70 Mrd. EUR, der dann innerhalb von 4 Jahren 
667 (2033) abgebaut wird.
668
669 Das Verfahren zur mittelfristigen Liquiditätsplanung (täglich bis zu 5 Jahren) ist in der Anlage 7 
670 beschrieben.
671
672
673
674
675 X. Landesgleichstellungsgesetz (LGG) / Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG)
676
677 Aufgrund des engen Zeitfensters, der Schlussbericht der Fa. Ernst & Young zur Organisations-
678 untersuchung der OGM GmbH liegt erst seit dem 21.05.2012 vor, konnte  - wie ansonsten üblich -  
679 ein intensiver Beratungsablauf mit der Gleichstellungsstelle und dem Personalrat bisher nicht statt-
680 finden.
681
682 Nach einer ersten Einschätzung der 209 Vorschläge bestehen bei einer Vielzahl von Maßnahmen 
683 beteiligungspflichtige Tatbestände nach den Bestimmungen des LGG bzw. LPVG (Anhörung, 
684 Mitwirkung, Mitbestimmung).
685
686
687
688
689 XI. Öffentlicher Informationsprozess und Bürger/innenbeteiligung
690
691 Entsprechend der Tragweite und den Auswirkungen des aktuellen Haushaltssanierungsplans hat 
692 die Stadt Oberhausen durch einen breit angelegten Diskussionsprozess in der Öffentlichkeit den 
693 Informationsbedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger Rechnung getragen. So wurde das Thema 
694 Haushaltssanierung beispielsweise im Wege der klassischen Presse- und Medienarbeit durch 
695 Pressegespräche, Interviews, Presseinformationen und eine Telefonaktion mit der Oberhausener 
696 Lokalpresse kommuniziert. Auf der Internetseite der Stadt Oberhausen und in den drei Bürgerforen 
697 in Osterfeld (21.05.2012), Sterkrade (22.05.2012) und Alt-Oberhausen (23.05.2012) wurde das 
698 Thema ebenfalls umfassend dargestellt und diskutiert. Erstmals ermöglichte die Stadt Oberhausen 
699 über die eigens eingerichtete Internetseite www.buergerforum-oberhausen.de auch online eine 
700 Informations-, Diskussions- und Mitwirkungsmöglichkeit. Darüber hinaus wurde die Thematik in 
701 verschiedenen gesellschaftlichen Gruppierungen/Parteien präsentiert.
702
703 Die aus den Bürgerforen resultierenden Anregungen und Vorschläge wurden durch die externen 
704 Moderatoren dokumentiert und als Anlage 9.1 zur Verfügung gestellt.
705
706 Die Onlinebeteiligung war vom 15.05. bis zum 30.05.2012 auf zwei Kalenderwochen angelegt. 
707 Eine abschließende Bewertung kann darum erst nach Abschluss der Beteiligungsphase erfolgen. 
708 Sie wird im Nachgang in Anlage 9.2 zur Verfügung gestellt. 
709
710 Das Informationsangebot über den fortlaufenden HSP-Prozess  - ohne Kommentierungsfunktion 
711 und die Möglichkeit eigene Vorschläge zu unterbreiten -  wird selbstverständlich über den 
712 30.05.2012 hinaus fortgesetzt und von der Verwaltung als Möglichkeit der unmittelbarer Bürger-
713 information weiter gepflegt und kontinuierlich aktualisiert.
714
715
716
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717 Zur „Halbzeit“ der Beteiligungsphase im www.buergerforum-oberhausen.de (Stichtag 23.05.2012, 
718 abends) kann festgestellt werden, dass die Informations- und Mitwirkungsmöglichkeit gut ange-
719 nommen wird. Die Internetseite wurde bis dahin fast 5.000 Mal aufgerufen. Die Nutzer/innen infor-
720 mierten sich umfassend (durchschnittlich 9:30 Minuten Aufenthalt auf der Seite bei ca. 16 weiter-
721 gehenden Aktionen – also Clicks, Downloads, Kommentierungen, Bewertungen etc.). Allein die 
722 komplette Liste der vorgeschlagenen Maßnahmen wurde fast 1.900 Mal aufgerufen und herunter-
723 geladen.
724
725 Nach der Hälfte der Beteiligungsphase wurden 103 Bürgervorschläge, 136 Kommentierungen von 
726 Verwaltungsvorschlägen, 115 Kommentierungen von Vorschlägen anderer Bürger und 182 regist-
727 rierte Nutzer/innen gezählt.
728
729
730
731
732 Anlagen
733
734 1. Liste der HSP-Maßnahmen 2012 ff.
735 2.1 Schreiben des Innenministeriums aus Februar 2012 „Maßnahmen und Verfahren zur Haus-
736 haltssicherung
737 2.2 Erlass des Innenministeriums NRW vom 06.03.2009 „Maßnahmen und Verfahren zur 
738 Haushaltssicherung“
739 3. Übersicht der freiwilligen Leistungen
740 4. Ergebnisplanentwicklungsreihen
741 5. Risikoabschätzung der GPA zu den Ergebnisplanentwicklungsreihen
742 6. Liquiditäts- und Verschuldungsentwicklung
743 7. Verfahren zur mittelfristigen Liquiditätsplanung
744 8. Erläuterungen zu den relevanten städtischen Beteiligungen
745 9.1 Dokumentation der Bürger/innen-Foren
746 9.2 Dokumentation der Bürger/innen-Onlinebeteiligung
747 10. Vorschläge der Firma Ernst & Young zur OGM GmbH
748 11. Machbarkeitsstudie der Firma con_sens zu Jugend und Soziales
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